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Inſerate 


und das Haus Habsburg⸗ 
Lothringen. 


Als im Abgeordnetenhauſe bei Gelegenheit der Be⸗ 
rathungen über das Wahlgefeg zum norddeutſchen Par: 
lament davon die Rede war, daß es wünſchenswerth 
geweſen wäre, Preußen hätte ſich in dem Bündniß⸗Ver⸗ 
trage nicht nur die konſulariſche, ſondern die ganze 
diplomatiſche Vertretung ‚vorbehalten, da ſagte der 
Miniſterpräſident, Graf Bismarck: „Meine Herren, Sie 
überſchätzen die Bedeutung der Diplomatie, wenn Sie 
eine ſolche Forderung aufitellen. Ich erinnere mich, 
daß 1848 und 1849 die günſtigſte Zeit gerade für 
Verhandlungen über dieſen Gegenſtand mit den Fürſten 
verloren ging. Die Regierungen legen gerade auf dies 
ihr Ehrenrecht ein unverhältnißmäßiges Gewicht und 
verſtehen ſich zu ſeiner Abtretung gerade am allerſchwer⸗ 
ſten. Ich ſage, ein unverhältnißmäßiges Gewicht, 
denn wenn die Stellung eines Landes wirklich ſo bedeu⸗ 
tend iſt, daß das Ausland Rückſicht auf daſſelbe nehmen 
muß, ſo wird ein Offizier, ein Kaufmann, ein Privat⸗ 
mann genügen, dieſen Verkehr zu vertreten, und der 
Fürſt kann, wen er will, im unſcheinbaren Gewande 
empfangen; iſt aber die Stellung des betreffenden Für⸗ 
ſten nicht von der Bedeutung, ſo mag er immerhin 
Botſchafter ſchicken, das thut nichts; ſeine eigenen 
Stände werden ſehr bald dieſen koſtſpieligen Luxus 
beſeitigen.“ , = 

Dieſe Worte unſeres Miniſterpräſidenten wurden uns 
lebhaft ins Gedächtniß zurückgerufen durch die Nach- 
richt von der erfolgten Ernennung des Herrn von 
Beuſt zum Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten in 
Oeſterreich. 

Bekanntlich lautet nämlich der Art. IV. des prager 
Friedens: „S. Maj. der Kaiſer von Oeſterreich erkennt 
die Auflöſung des bisherigen deutſchen Bundes an und 
giebt Seine Zuſtimmung zu einer neuen Geſtaltung 
Deutſchlands ohne Beiheiligung des öfterreichtichen Kai⸗ 
ſerſtaates. Ebenſo verſpricht S. Maj., das engere 
Bundesverhältniß anzuerkennen, welches S. Maj. der 
König von Preußen nördlich von der Linie des Mains 


Herr von Beuſt 


begründen wird, und erklärt ſich damit einverſtanden, 
daß die ſüdlich von dieſer Linie gelegenen deutſchen 
Staaten in einen Verein zuſammentreten, deſſen natio⸗ 
nale Verbindung mit dem norddeutſchen Bunde der 
näheren Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten bleibt 
155 der eine internationale unabhängige Exiſtenz haben 
wird.“ 

Damit war, nach allgemeiner Auffaffung, nicht nur 
die territoriale Ausſchließung Oeſterreichs aus dem deut⸗ 
ſchen Bunde, ſondern auch die Beſeitigung des 
öſterreichiſchen Einfluſſes auf die deutſchen 
Verhältniſſe ausgeſprochen. Aber, wie Graf Bis⸗ 
mark ſagte, man überſchätzte dieſe Beſeitigung, denn die 
Ernennung des Herrn v. Beuſt zum öĩſterreichi⸗ 
ſchen Miniſter heißt doch wohl nichts anderes, 
als daß Oeſterreich mit allen Kräften dahin 
ſtrebt, ſich ſeinen Einfluß auf die kleineren 
deutſchen Fürſten zu bewahren reſp. wiederzu— 
gewinnen. 

Wir geſtehen, daß wir niemals geglaubt haben, 
daß Oeſterreich ſich wirklich ſo ſchnell entſchließen wird, 
den jahrelang geübten Einfluß auf eine große Anzahl 
von deutſchen Fürſten aufzugeben. Oeſterreich wird die⸗ 
ſen Einfluß ſo lange zu bewahren ſtreben, bis es ſelbſt 
in eine ſo bedeutungsloſe Stellung herabgedrückt iſt, 
daß es keinen Einfluß mehr ausüben kann. Uns 
wundert bei der Ernennung des Hrn. v. Beuſt, welche 
wir als ein Beſchleunigungsmittel zum Herabſinken 
Oeſterreichs zu ſolcher bedeutungsloſen Stellung anſehen, 
nur, daß das wiener Kabinet dadurch jo ſchnell und fü 
offen mit ſeinen Plänen hervortritt. 

Wenn wir die Ernennung des Herrn v. Beuſt zum 
Miniſter des Auswärtigen in Oeſterreich ein Beſchleu⸗ 
nigungsmittel für den Verfall des Kaiſerſtaates genannt 
haben, ſo iſt dieſer Ausdruck wohl noch zu milde, Herrn 
v. Beuſt's Ernennung bedeutet den Untergang 
des Hauſes Habsburg: Lothringen. 

Die Schlacht bei Königgrätz, welche für den Kaiſer 
von Oeſterreich den Verluſt Venetiens und den Aus⸗ 
ſchluß aus Deutſchland zur Folge hatte, wies denſelben 
mit einer unverkennbaren Nothwendigkeit auf den Weg, 


welchen alle einfihtigen Politiker feit 15 Jahren als 
den einzig richtigen für Oeſterreich empfohlen hatten. 
Der Kaiſer mußte nämlich jetzt, nachdem er keine Veran⸗ 
laſſung mehr hatte, den öſterreichiſchen Einfluß auf Deutſch⸗ 
land und Italien geltend zu machen, den Schwerpunkt 
ſeiner Macht nach Ofen verlegen, d. h. Un⸗ 
garn zum Mittelpunkt eines neuen Reiches 
machen, welches aus flaviſchen und magyariſchen Ele⸗ 
menten beſtand. Es wäre alsdann ſeine Aufgabe ge⸗ 
weſen, die Länder an der untern Donau allmählich in 
ſeine Machtſphäre zu ziehen und ſo einen Keil zwiſchen 
Rußland und der Türkei zu bilden. Bei dem Zerfall 
der Türkei hätten alsdann deren nördliche Provinzen 
an das neue Oſt⸗Reich fallen müſſen. 

Auf ſolche Weiſe konnte das Haus Habs⸗ 
burg aufs Neue zu Macht und Anſehen in 
Europa gelangen. Hätte der Kaiſer von Oeſterreich 
ſich entſchließen können, nach der Schlacht bei König⸗ 
grätz und nach dem prager Frieden dieſes Ziel für feine 
künftige Politik anzunehmen, jo wäre zwar der 3. Juli 
mit Recht als der Todestag des deutſchen Kaiſerthums 
Oeſterreich, aber nicht als der Tag, von welchem an 
der Sturz der Dynaſtie Habsburg⸗Lothringen gerechnet 
werden kann, zu bezeichnen geweſen. 

Um eine ſolche Politik einzuſchlagen, iſt aber vor 
allem nothwendig, daß eine aufrichtige und vollſtändige 
Verſöhnung mit Ungarn ſtattfindet, und um dies 
zu thun, muß man ſich entſchließen, von Deutſchland 
ſich ganz los zulöſen. Allerdings wäre in ſolchem 
Falle das Schickſal unſerer Landsleute in Deutſch⸗ 
Oeſterreich nicht ſehr günſtig geweſen. Sie wären 
gegenüber den übrigen Theilen des Reiches, dem ſie 
angehören, in eine ſchiefe Stellung gekommen, aber 
wenn dies auch momentan zu bedauern ſein würde, das 
Reſultat würde ein gewiß günſtiges, nämlich die 
ſchnelle Loslöſung dieſes deutſchen Theiles von 
dem Kaiſerſtaat und fein Anfall an Deutfde 
land geweſen ſein. 

Zu einer ſelchen vollſtändigen Ausföhnung mit 
Ungarn hat man ſich in Wien nicht entſchließen können, 
einestbeils wohl, weil man in Wien einen gewiſſen 
Schrecken vor dem ſtreng konſtitutionellen Sinn der 
Ungarn hat, und, andererſeits, weil man ſich nicht ent⸗ 
ſchließen kann, jeden Zuſammenhang mit Deutſchland 
aufzugeben. Um dieſen Zuſammenhang zu erhalten, hat 
man Herrn v. Beuſt zum Miniſter gewählt. 

Wird man ſeinen Zweck erreichen? Wir glauben 
nicht. Die blutigen Tage des Sommers 1866 haben 
vielen Leuten in Deutſchland die Augen geöffnet; man 
hat allgemein eingeſehn, daß von Oeſterreich 
nie und nimmermehr Heil für Deutſchland 
zu erwarten iſt, und die Regierungen, welche etwa 
noch Sympathie für die Anlehnung an Oeſtreich haben, 
werden dieſe ſorgfältig vor ihren Völkern geheim halten 
müſſen. j 

Wenn Oeſterreich aber keinen großen Einfluß in 
Deutſchland wiedergewinnt, ſo hat es von der Ernennung 
des Herrn v. Beuſt keinen Vortheil, dagegen hat es 


davon den Nachtheil, daß es feine innere Lage gründlich 
ruinirt, denn die einzige Möglichkeit für den Kaiſer von 
Oeſterreich, aufs Neue für ſich und ſein Land eine 
hervorragende Stellung in Europa zu erringen, die Aus⸗ 
ſöhnug mit Ungarn iſt durch die Ernennung des Hrn. 
v. Beuſt ganz unendlich erſchwert. Die Ungarn ſehen 
recht gut ein, daß dieſe Ernennung ein Zeichen iſt, daß 
man in Wien an den alten Traditionen feſthält, und 
in dieſem Feſthalten fehen fie mit Recht ein Zeichen für 
ſich, ſehr vorfichtig gu fein und darauf zu achten, daß 
11 keines ihrer konſtitutionellen Rechte geſchmälert 
werde. N 

Was ſoll aber aus dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaat 
werden, wenn Ungarn ſich fern hält von der Betheili⸗ 
gung an den Staatslaſten? Es wird ſchnell ſeinem 
Zerfall entgegen eilen, und das Krönchen, welches dabei 
vielleicht auf dem Haupte des Chefs des Hauſes Habs⸗ 
burg ⸗Lothringen ſitzen bleibt, wird nicht groß genug ſein, 
um ihn zu berechtigen, ſeine Stimme ferner ertönen 
zu laſſen im Nathe der Fürſten Europas. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Ueber das Befinden des Minifterprä- 
ſidenten berichten die offiziöſen Blätter zwar nur Gutes, 
aber es ſcheint nicht für ſeine fortſchreitende Geneſung zu 
ſprechen, daß er erſt Ende November wieder die Leitung 
der Geſchäfte übernehmen bvird. 

Die Gerüchte von einer Miniſterkriſis tauchen von Neuem 
auf; man ſpricht jetzt mit großer Beſtimmtheit von dem be⸗ 
vorſtehenden Rücktritt des Miniſters des Innern, des Grafen 
Eulenburg. 

Dem Landtage wird außer dem Budget unter andern 
Geſetzen auch ein Geſetz⸗Entwurf über die Beſoldung der 
Schullehrer vorgelegt werden. Hoffentlich wird damit 
vielen und leider begründeten Klagen abgeholfen werden. 
Möge man bei der Berathung dieſes Geſetzes nicht ver⸗ 
geſſen, daß es nicht, wie jetzt auch ofſiziös zugegeben wird, 
das Zündnadelgewehr allein war, welches den glorreichen 
Kampf dieſes Jahres entſchieden hat, ſondern weſentlich die 
Intelligenz unſerer Truppen. : 

Aus Nordſchleswig wird von einer ſehr lebhaften 
Agitation der däniſchen Partei berichtet. Zu unſerem Leid⸗ 
weſen hören wir, daß deutſche Arbeiter die Adreſſe der 
däniſchen Partei an des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
unterſchrieben haben. 


Der König 0 von Hannover und der Herzog 
Adolf von Naſſau haben noch immer Hoffnung auf eine 
große Umwälzung, welche ſie in ihre Staaten zurückführen 
wird. Beide 1255 deshalb auch ihre Gemahlinnen noch in 
den betreffenden Ländern gelaffen. 

Die Militairaushebungen haben in den neuen Provinzen 
nach dem preußiſchen Syſtem begonnen. 

Der Abg. Sello hat ſein Mandat niedergelegt. 

Ueber die Auslegung der Am neſtie bringt die „Prov. 
Corr.“ einen Artikel, welcher die Zweifel befriedigt, als ob 
Strafen, welche für früher begangene politiſche Vergehen erſt 
nach dem 20. September rechtskräftig werden, nicht auf 
dem Gnadenwege erlaſſen werden würden. Weßhalb aber nach 
dem 20. September noch neue Unterſuchungen für früher 
begangene angeblich ſtrafbare Handlungen eingeleitet worden 
ſind, darüber giebt der Artikel keine Auskunft. 

Norddeutſcher Bund. In Hamburg fängt man an, 


den bevorſtehenden Eintritt Schleswig⸗Holſteins und Mecklen⸗ 
burgs in den Zollverein ernſtlich ins Auge zu faſſen und 
ſich mit dem Gedanken vertraut zu machen, daß Hamburg 
nicht wird umhin können, gleichfalls dem Zollverein beizu⸗ 
nn Mecklenburg hat der wackere Kämpfer für Fortſchritt 
und Recht, Herr Manecke⸗Duggenkoppe! bei dem Land⸗ 
tage folgenden Antrag eingebracht: Es ſollen die Großher⸗ 
zöge von Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz erſucht werden, 
bald möglichſt durch eine Commiſſion von Sachverſtändigen 
und unparteiiſchen Männern eine gründliche Unterſuchung 
darüber anſtellen zu laſſen: 1) ob dasjenige, was augenblick⸗ 
lich in Mecklenburg als Landezverfaſſung gelten ſoll, mit dem 
Grundgelöbniß der alten Mecklenburgiſchen Stände (die Ver⸗ 
faſſung joffe dienen „Gott zum Lobe und unſeren Fürſten, 
Landen und Leuten zu Ehren, Nutz und Wohlfahrt!“) noch 
im Einklange ſteht, oder demſelben widerſpricht, 2) ob die 
eben beregte Landesverfaſſung diejenigen Bedingungen in ſich 
ſchließt, die als beſtimmte erkmale einer ſtändiſchen Ver⸗ 
faffung nothwendig find, und 3) ob es möglich iſt, mit der⸗ 
ſelben dasjenige zu ſchaffen, was die Wohlfahrt des Landes, 
die gerechten Wünſche des Volkes, die Beziehungen zum alle 
gemeinen Deutſchen Vaterlande und bie großen Ummandlun- 
en der politiſchen Verhältniſſe unbedingt erfordern“. — 

ir ſind begierig, was die Mecklenburger Stände zu dieſem 
Antrage ſagen werden. 

Baden. Die erſte und zweite Kammer haben ſich ſehr 
entſchieden für einen baldigen Anſchluß an den norddeutſchen 
Bund ausgeſprochen. — Die zweite Kammer hat die Gelder 
für neue Gewehre verweigert, weil ſie meint, das hätte Zeit, 
bis man ſich mit Preußen geeinigt habe, um dann ein ein⸗ 
heitliches Militairweſen herzuſtellen. 

Oeſterreich. Der Kaiſer Franz Jo ſe ph hat bei feinem 
Aufenthalte in Prag ſich dahin geäußert, daß die Preſſe 
das Regieren erſchwere. Wir möchten wiſſen, wie die 
Herren in Wien ohne Preſſe, nämlich ohne Banknoten 
Preſſe regieren wollen. 


In Prag ſoll ein Attentat auf den Kaiſer gemacht 
worden ſein. Die Nachrichten darüber lauten aber derart, 
daß man kaum an die Wahrheit der Sache glauben kann. 

In Ungarn fol nun wirklich der Landtag zufammen- 
treten; ob die Verhandlungen zu einem Reſultate führen 
werden, iſt abzuwarten. 


Neueſte Nachrichten. 

In Paris eingetroffene Depeſchen melden, daß Kaiſer 
Mar von Me riko entſchloſſen ſei, nicht abzudanken. 

Aus Matamoras vom 19. v. Mts. wird gemeldet, daß 
eine blutige Schlacht bei Saltillo ſtattgefunden hat, in welcher 
die Liberalen geſchlagen wurden. — Aus New. Vork wird 
gemeldet, die vereinigten Staaten wollen das Protektorat 
über Mexiko übernehmen. (?) 

Privatbriefe aus verſchiedenen Orten Rußlands ſprechen 
übereinſtimmend von großen militairiſchen Rüſtungen. 

Wien, Sonntag 4. November, Morgens. Baron John 
iſt zum Kriegs miniſter ernannt, Graf Mens dorff, at die 
nachgeſuchte Entlaſſung erhalten. Beuſt iſt zum Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten ernannt; Graf Eſterhazy 
entlaſſen. In einer Depeſche an die Geſandten im Aus⸗ 
lande ſagt Beuſt, er betrachte ſich als getrennt von ſeiner 
politiſchen Vergangenheit. Er werde eine Friedenspolitik 
verfolgen, doch habe Oeſterreich nach feiner Niederlage doppel⸗ 
ten Grund, auf ſeine Würde eiferſichtig zu ſein. 


Die Erklärung der vierundzwanzig Abgeordneten.“ 


Vierundzwanzig von unſeren freiſinnigen Abgeordneten, 
denen nachträglich ſich noch mehrere andere angeſchloſſen 
haben, haben eine „Erklärung“ veröffentlicht, in welcher fie 
ihre Abſtimmungen in der Sndemnitäte- und Anleihefrage 
rechtfertigen, und durch welche fie hoffentlich alle Mißver⸗ 
ſtändniſſe beſeitigen werden, die vielfach auch auf befreun⸗ 
deter Seite hervorgetreten ſind. 

Es iſt nämlich von Manchen behauptet worden und 
wird hier und da auch wohl noch heute behauptet, daß die 
Bewilligung der Indemnität und der Anleihe ein Fehler und 
wohl gar eine Schwäche von Seiten der liberalen Majorität 
im Abgeordnetenhauſe geweſen ſei. Ja, mancher leidenſchaft⸗ 
liche Freund hat ſich ſelbſt zu der Anſicht verleiten laſſen, 
als ob die Männer, die für jene Bewilligungen geſtimmt 
haben, damit ihre alten und bis dahin ſo tapfer vertheidig⸗ 
ten Grundſätze balb und halb aufgegeben hätten. Man hat 
ihnen in ſchwerſter Verkennung der Sachlage vorgeworfen, 
daß ſie Recht und Freiheit nicht mehr für die höchſten Güter 
unſeres Volkes hielten. Wer aber dieſe Männer kennt, der 
muß und wird fich ſelbſt ſagen, ein wie ſchwerer Irrthum in 
ſolchen Vorwürfen liegt. 

Die Vierundzwanzig haben das alte urſprüngliche 
Programm der Fortſchrittspartei vom 9. Juni 
1861 nicht ausdrücklich erwähnt; aber ſie haben der Sache 
nach auch jetzt wieder zu dem ganzen und vollen Inhalte 
deſſelben ſich bekannt. Sie werden der Regierung, jo weit 
es zu dieſem Zwecke nöthig iſt, mit allen Mitteln einer ver. 
faſſungsmäßigen Oppoſition entgegentreten, bis dieſelbe alle 
jene Forderungen des Rechtes und der Freiheit wirklich 
zur Erfüllung bringt. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes aber wäre es nicht 
nöthig, ja es wäre derſelben gradezu ſchädlich, und es 
wäre, auch abgeſehn davon, an und fuͤr fich ſelbſt ein ſchwe⸗ 
res Unrecht, wenn unjere Abgeordneten als Gegner der 
Regierung auch da auftreten wollten, wo dieſe Regierun 
etwas Gutes bewirkt hat und noch weiterhin bewirken wi 
und kann. Dieſes Gute iſt bekanntlich in dieſem Sommer 
geſchehen, und um dies zu ſichern durch Zuſammenwirken von 
Volk und Regierung wurde von Seiten der Volksver⸗ 
tretung die Indemnität für die bisherige budgetloſe Ver⸗ 
waltung und von Sciten der Regierung die Amneſtie für 
frühere regierungsfeindliche Handlungen und Aeußerungen 
ertheilt worden wäre. 

Durch ſolche gegenſeitigen Zugeſtändniſſe mußte die erſte 
Grundlage zu einem wirklichen und dauernden Frieden 
zwiſchen a und Volk gelegt werden. Erſt dann 
konnte das Anleihegeſetz folgen, durch welches der Regierung 

) Obgleich wir mit den Ausführungen unſeres geehrten 
Mitarbeiters nicht in allen Punkten übereinſtimmen, ſo haben 
wir feinen Artikel doch gern einen Platz in unſerem Blatte ver- 
ſtattet, da die „Erklärung“ der vierundzwanzig Abgeordneten 
vielfach zu der Auffaſſung Anlaß gegeben hat, als ob die Unter⸗ 
zeichner beabſichtigten, ſich von der Fortſchrittspartei zu trennen 
und eine beſondere politiſche Partei zu bilden. Der Verfaſſer, 
welcher einigen der Unterzeichner in politiſcher Beziehung fehr 
nahe ſteht, betont nun ganz ausdrücklich, daß die Unterzeichner 
ich der Sache nach auch jetzt wieder zu dem ganzen und vollen 
Inhalt des Progamms der Fortſchrittspartei bekannt haben. 
Demgemäß kann au von einer Spaltung der liberalen Partei 
keine Rede ſein. Mag in einzelnen Fragen eine Differenz über 
die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit einer Maßregel herr⸗ 
ſchen, ſo lange die Ziele unverrückt dieſelben bleiben, wird ſich 
die liberale Porte in entſcheidenden Momenten ſtets wieder zu ⸗ 
ſammenfinden. D. Red d. Verf. 


die Mittel zur kräftigen Fortführung einer — 8 volks 
thümlichen auswärtigen Politik gewährt wurden. 

Aber gerade gegen diejenigen, welche für das Indemni ; 
täts⸗ und Anletgegeſ eh geſtimmt haben, klingt noch hier 
und da der Vorwurf nach, als ob durch ſie verfaſſungsmäßige 
Rechte des Volkes und ſeiner Vertreter Preis gegeben wären. 
Die „Erklärung“ der Vierundzwanzig ſtellt dieſem Vorwurf 
nun den Satz entgegen, daß gerade durch dieſe Geſetze 
„die Rechte des Volkes vermehrt und die älteren 
Rechte mit beſſeren Schutzmitteln verforgt” wor- 
den ſind. 

Worin dieſe Vermehrung der Volksrechte und die 
beſſeren Schutzmittel für die älteren Rechte beſtehen, wollen 
wir mit wenig Worten ſagen. 

Im Art. 99 der Verfaſſung heißt es, daß alle Einnah⸗ 
men und Ausgaben des Staates für jedes Jahr im Voraus 
veranſchlagt und auf den Staats haushalts⸗Etat gebracht 
werden müſſen, und daß dieſer Etat jährlich durch ein Geſetz 
feſtgeſtellt wird. — Dieſe Beſtimmungen unſerer Verfaſſung 
waren zum ſchwerſten Schaden des Volksrechts in den Kon⸗ 
fliktsjahren dahin ausgelegt worden. daß zwar die Ver⸗ 
anſchlagung „im Voraus“ geſchehen aan, daß aber die 
geſetzliche Feſtſtellung en ſpäter zu erfolgen brauche, 
alſo erſt während des Gtatsjahres ſelbſt. War das aber 
richtig, ſo war das Bewilligungsrecht ein leeres Wort. Denn 
einmal gemachte Ausgaben konnten doch niemals rückgängig 
gemacht werden, auch wenn das Abgeordnetenhaus ihre nach⸗ 
trägliche Bewilligung noch ſo entſchieden ablehnte, und nur 
ſelten ſind die Miner, auch wenn ſie verklagt und 
verurtheilt werden, im Stande, das zu viel ausgegebene Geld 
aus ihren eigenen Taſchen wieder zu bezahlen. 

Nun aber hat grade das Indemnitätsgeſetz dieſer ſchlim⸗ 
men Auslegung einen feſten Riegel poste Denn in 
dieſem Geſetz iſt es nun durch die Unterſchrift des 
Königs anerkannt worden, daß der Verfaſſung gemäß 
das Staatshausbaltsgeſetz ſchon vor dem Beginn des 
neuen Etatsjahres vereinbart werden muß, und nicht, wie es 
früher Gebrauch war, erſt im Laufe deſſelben. — Dieſes 
neue königliche Geſetz iſt alſo zugleich ein neues Schutz⸗ 
mittel für ein altes Volksrecht. 

Ferner hat das Anleihegeſetz beſtimmt, daß im Staats⸗ 
ſchatze ohne Bewilligung des Abgeordnetenhauſes 
nie eine größere Summe als dreißig Millionen liegen darf, 
während früher alle möglichen Ueberſchüſſe und außerordent⸗ 
lichen Einnahmen in demſelken ganz nutzlos aufgeſpeichert 
werden konnten. Das iſt aber ein neues Richt, welches die 
Volksvertretung erworben hat. Daſſelbe iſt um ſo unſchätz⸗ 
barer, als mit demſelben zugleich neue Sicherungsmittel für 
alte Rechte erlangt ſind. Nämlich es iſt die weitere Be⸗ 
ſtimmung getroffen, daß alle diejenigen Ueberſchüſſe und 
außerordentlichen Einnahmen, die nun nicht in den Staats⸗ 
ſchatz fließen können, nicht etwa von der Regierung anderweitig 
aufgeſpeichert oder Zar nach ihrem eigenen Ermeſſen verwandt 
werden dürften. Im Öegentbeil, es müſſen alle ſolche Gel⸗ 
der ſofort zur Tilgung der alten Staateſchulden verwandt 
werden, und zu andern Zwecken nur dann, wenn auch das 
Abgeordnetenhaus es in dem Staatshaushaltegeſetze 
genehmigt. Das iſt aber ganz offenbar ein neues Sicherungs⸗ 
mittel gegen e nach dem eigenen Ermeſſen der 
Regierung und gegen Verwaltung ohne Staatshaushaltsgeſetz. 

Wir hätten über dieſe Dinge noch Manches zu ſagen; 
doch das würde für heute zu weitläufig ſein. Aber, ſo ſehr 
wir auch vor Ueberſchätzung diefer Errungenſchaften warnen 


müſſen, ſo ſehen wir doch in ihnen Verbeſſerungen 
und nicht Verſchlechterungen unſeres Volksrechtes. 

Aber wir wiederholen im Hinblick auf die noch immer 
nicht umgewandelte innere Politik die Warnung, daß man 
dieſe an ſich ſchätzenswerthen Zugeſtändniſſe doch in keiner 
Weiſe über ſchätze. 


An 3% K eigen. 
20,000 Gulden baares Silbergeld, 


9000 Saite dea Siege kann Jedermann gewinuen, der ſich bei der 
großen Frankfürter Geldverloofung 
betheiligt, ſowie weitere Haupttreffer von 
Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20, N: 15,000, 
12 ‚000 10, 000, 6 ‚000, 5, 0 2 
Diefe von der hohen Hiefigen Regierung rate und 
der Stadt garantirte 
Neueſte große Prämien⸗Verlooſung 
bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die größten 
Vortheile. 
Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen. 
Das ganze Einlagekapital wird binnen 5 Monaten mittelſt 
Gewinnziehungen e e und müſſen planmäßig bis 
dahin ſämmtliche 12,500 Gewinne, 11 Prämien und 18,400 
Freilooſe von den Intereſſenten erlangt werden. 
Sal Originalloſe koſten fl. 8 — oder Nthlr. 3. 13. 
Hal 
9 


” „ 77 . n 2 1.22. 
Viertel 172 — 286. 
(Dieſe benign ſind mit dem Statöſiegel verſehen). 

u den ſchon am 12. und 13. Dezember a. ce. 
beginnenden Ziehungen werden Beſtelkungen unter Bei⸗ 
fügung des Betrages oder gegen Poſtnachnahme ſofort pünkt⸗ 
lichſt ausgeführt und die eerberlichen Pläne gratis beigefügt. 
Nach ftattgehabter Ziehung erhält jeder Theilnehmer die 
amtliche Liſte und Gewinne banr überſchickt 

Jegliche Auskunft in Betreff dieſer großen und inter- 
eſſanten Verlooſungen wird 


gerne ertheilt und eine ſtets 
reelle gute Bedienung zugeſichert. 


Man beliebe ſich daher 


vertrauensvoll baldigſt direkt zu wenden an 
L. Steindecker- Schlesinger, 
Bank- und Wechſel-Geſchäſt 
in Frankfurt am Main. 


Eine ſehr gioße Sammlung guter chemiſcher Bücher, 
außerdem eine Luftpumpe zum chemiſchen Gebrauch und 
verschiedene Apparate zu Löthrohr⸗Unterſuchungen ſind zu 
verkaufen. Frankirte Adreſſen werden sub Dr. L. in der 
Expedition d. Bl. erbeten. 


2 Dr. Romershausen’s Augen- Essens; 
5 zu Erhaltung, Stärkung und Herftellung 


der Sehkraft. 


Durch Einführung der Poſt⸗Anweiſungen im Preu⸗ 5 
ßiſchen Staat iſt von vielen Seiten der Wunſch geäußert, 
obige nun ſchon ſeit 3 Decennien rühmlichſt bekannte Eſſenz . 
durch j jene Anweiſungen ohne Brief beziehen zu können. — 
Ich gehe gern hierauf ein, nur bitte unter meiner Adreſſe 2 
die Buchſtaben A. E. bemerken sum wollen. 

Aken a. d. Elbe, r. F. G. Geiß, 
1. Novbr. 1866. gehe kenbeſther 
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